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Ihr Zeichen: 2.21 / pie-rah                   Schreiben vom 28.11.2025 
 

Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. 5 „Freiflächen-Photovoltaikanlage Werdau-
Nord“ (Entwurf vom 03.09.2025) 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Sachsen e.V., bedankt sich 
für die erneute Beteiligung zum o.g. Vorhaben.  
 
Im Zuge der Überarbeitung des vorläufigen Bebauungsplans begrüßt der BUND die Reduzierung der 
Baufläche von rund 6 ha auf rund 3,4 ha aufgrund der ökologisch sensiblen Gebiete im Nordosten 
(Flurstücke 1752, 1750/a und 1748) des Vorhabens. Diese Reaktion auf die Stellungnahmen der ersten 
Beteiligungsrunde zeigt, dass eine naturverträglichere Planung möglich ist. Dennoch bestehen weiterhin 
Mängel, insbesondere beim Artenschutz, bei der Eingriffsbilanzierung und bei der rechtsverbindlichen 
Sicherung von Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen. 
 
Zum Vorhaben ergehen Hinweise. 

 

1. Fehlende Rechtsverbindlichkeit von Vermeidungs-, Minderungs- und Kompensationsmaßnahmen 
Bei der Durchsicht der Planungsunterlagen fällt auf, dass zahlreiche im Umweltbericht aufgeführte 
Vermeidungs-, Minderungs- und Kompensationsmaßnahmen nicht als rechtsverbindliche 
Festsetzungen im Bebauungsplan verankert sind. Die Begründung ist nach § 2a BauGB lediglich Teil der 
Abwägung, aber nicht unmittelbar rechtsverbindlich. Maßnahmen, die nur in der Begründung oder im 
Umweltbericht stehen, können von der Genehmigungsbehörde nicht durchgesetzt werden. 
 
1.1 Gründungstechnologie 
Die Planzeichnung enthält keine Angaben zur zulässigen Gründungstechnologie der Photovoltaik-
Modulgestelle. Im Umweltbericht wird zwar die Verwendung von "Rammpfostensystemen" beschrieben 
und als Grundlage für die positive Eingriffsbilanz angesetzt ("Anwendung von Ramm-Schraubprofilen 
zur Verringerung der Versiegelung des Bodens", S. 24), jedoch fehlt eine rechtsverbindliche Festsetzung. 
 
Begründung: Die Wahl der Gründungstechnologie hat erhebliche Auswirkungen auf: 

 

• Bodenschutz: Bei sehr hoher Erosionsgefährdung durch Wasser sind bodenschonende Systeme 
zwingend erforderlich, da großflächige Betonfundamente die Erosionsgefahr verschärfen 
würden. 
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• Sicherung der Bilanzierungsgrundlage: Die Eingriffsbilanzierung basiert auf der Annahme 
minimaler Versiegelung durch Ramm- oder Schraubsysteme. Eine großflächige Verwendung 
von Betonfundamenten würde diese Grundlage untergraben. 

 

• Rückbaubarkeit: Nach § 11 Abs. 2 BauNVO ist die Nutzung auf 30 Jahre befristet. Ramm-
/Schraubfundamente sind vollständig rückbaubar, Betonfundamente oft nicht 

 

• Deponiennachsorge: Im Deponiebereich sind besonders schonende Systeme 
(Schraubfundamente, Ballastierung) erforderlich, die die Oberflächenabdichtung nicht 
beschädigen. 

 
Forderung: Aufnahme als textliche Festsetzung zur zulässigen Gründungstechnologie: 

 

• Allgemein: Rammprofile oder Schraubfundamente, Betonfundamente nur in begründeten 
Ausnahmefällen (max. 0,5% Versiegelung) 

 

• Deponiebereich: Im Bereich der Altdeponie Eichberg sind Tiefbauarbeiten und Einrammungen 
unzulässig. Ausschließlich Schraubfundamente oder Ballastierungssysteme, die die 
Oberflächenabdichtung nicht durchdringen 

 
1.2 Zaunabstand  

Im Umweltbericht wird mehrfach eine Bodenfreiheit von mindestens 0,15 m bei Einfriedungen erwähnt 
(S. 10). Der Zaunbodenabstand wird jedoch lediglich in der Begründung (Seite 17) erwähnt, nicht aber 
als Festsetzung verankert. 
 
Forderung: Aufnahme als textliche Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 oder 25 BauGB: 
 

• Einfriedungen müssen einen Bodenabstand von mindestens 0,15 m aufweisen, um die 
Durchlässigkeit für bodengebundene Kleintiere zu gewährleisten.  

 
Begründung: 
 

• Der Zaunbodenabstand ist eine artenschutzrechtlich relevante Vermeidungsmaßnahme, die im 
Umweltbericht als fester Bestandteil der Planung genannt wird (Seite 25: "Barrierefreiheit für 
bodengebundene Kleinlebewesen"). Ohne rechtsverbindliche Festsetzung könnte ein 
bodenebener Zaun errichtet werden, was die Wanderungsbewegungen von Kleintieren 
unterbinden und zu Individuenverlusten führen würde. 
 

1.3 Artenschutzrechtlich zwingend erforderliche Vermeidungsmaßnahmen 

Die im Umweltbericht definierten Vermeidungsmaßnahmen VM1 (Bauzeitenregelung: 
Baufeldfreimachung außerhalb der Brutzeit, Oktober bis Februar) und VM2 (Suche nach Zauneidechsen 
und Schlingnattern vor Baubeginn) sind weder als textliche Festsetzungen noch als Hinweise auf der 
Planzeichnung enthalten. 
Diese Maßnahmen sind artenschutzrechtlich zwingend erforderlich, um Verbotstatbestände nach § 44 
Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Tötungsverbot) zu vermeiden. Die gesamte artenschutzrechtliche Prüfung im 
Umweltbericht basiert darauf, dass diese Maßnahmen tatsächlich durchgeführt werden. Ohne 
rechtsverbindliche Verankerung läuft die artenschutzrechtliche Prüfung ins Leere. 
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Forderung: Die Maßnahmen VM1 und VM2 sind zwingend als Hinweise auf der Planzeichnung und/oder 
als textliche Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB aufzunehmen. Formulierungsvorschlag: 
 
Hinweis Artenschutz: 
 

• Baufeldfreimachung, Erdarbeiten und Gehölzbeseitigungen sind außerhalb der Brutzeit (1. 
Oktober bis 28./29. Februar) durchzuführen. Ausnahmen sind nur nach Freigabe durch eine 
ökologische Baubegleitung zulässig. 

 

• Vor Baubeginn ist die Baufläche durch eine fachkundige Person auf Vorkommen von 
Zauneidechsen und Schlingnattern zu prüfen. Bei Nachweis erfolgt die Umsiedlung in 
Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde in ein dafür vorgesehenes Ersatzhabitat. 

 

1.4 Verwendung gebietseigenen Saatguts  
Die Verwendung gebietseigenen Saatguts wird im Umweltbericht erwähnt („Wildpflanzenmischungen", 
Verweis auf § 40 BNatSchG), ist aber nicht als Festsetzung verankert. § 40 BNatSchG verpflichtet zur 
Verwendung gebietseigenen Saat- und Pflanzguts in der freien Natur (außerhalb von Wohn- und 
Gewerbegebieten). 
 
Forderung: Aufnahme als textliche Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

 

• Nicht mit baulichen Anlagen überbaute Flächen sind mit Saatgut gebietseigener Herkunft 
(Ursprungsgebiet 20 „Sächsisches Löß- und Hügelland“; Produktionsraum Mitteldeutsches 
Flach- und Hügelland) zu begrünen. Der Herkunftsnachweis ist der Genehmigungsbehörde vor 
Aussaat vorzulegen. 

 

2. Weitere Hinweise und Empfehlungen 
2.1 Konkretisierung der Grünlandpflege  

Ergänzend zu den bereits bestehenden Grünordnerischen Festsetzungen (II.) unter Punkt 1 soll 
aufgenommen werden, dass: 

 

• Die Grünlandflächen nicht gedüngt werden dürfen und der Einsatz von Pestiziden und Bioziden 
unzulässig ist. 

 

• Die Mahd mosaikartig durchzuführen ist. Pro Mahdgang dürfen maximal 50% der Grünfläche 
des Sondergebietes gemäht werden, um Rückzugsräume für Flora und Fauna zu sichern. 

 
Begründung: 
 

• Mosaikmahd: Großflächige Mahd (100% auf einmal) würde Rückzugsräume für Bodenbrüter 
und Insekten zerstören. Die mosaikartige Mahd entspricht den Empfehlungen des Leitfadens 
"Biodiversität und Freiflächensolaranlagen" (Seidel & Schmidt 2024, LfULG Sachsen), wonach 
pro Mahdgang maximal 50-70% der Fläche gemäht werden sollten. 

 

• Düngungsverbot: Extensiv ist definitionsgemäß ohne Düngung. Düngung würde zu dichtem 
Aufwuchs (Bedeckungsgrad >60%) und Nährstoffüberschuss führen, der den Verlust von 
Offenlandlebensräumen für spezialisierte Arten zur Folge haben kann.  
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• Pestizidverbot: Der Umweltbericht sagt auf Seite 16 ausdrücklich: "Grundsätzlich ist der Einsatz 
von Pestiziden im Plangebiet verboten." Diese Aussage ist jedoch keine rechtsverbindliche 
Festsetzung. Pestizide würden die Insekten-Nahrungsgrundlage für Feldlerchen und andere 
Bodenbrüter zerstören und die Biodiversitätsfunktion der PV-Fläche zunichtemachen. 
 

2.2 Reduzierung der festgesetzten Grundflächenzahl (GRZ) 
Der Bebauungsplan setzt die Grundflächenzahl (GRZ) mit 0,8 fest, obwohl im Umweltbericht 
ausdrücklich festgestellt wird, dass "nach derzeitigem Stand die GRZ bei 0,64 liegt" (Seite 13). 
Die Festsetzung von GRZ 0,8 bedeutet, dass der Vorhabenträger bis zu 26.990 m² (80% von 33.737 m²) 
überbauen/versiegeln darf, während tatsächlich nur 21.578 m² (64%) benötigt werden. Dies schafft eine 
Reserve von 5.412 m² (20%) für zusätzliche Versiegelung, die weder begründet noch 
naturschutzfachlich vertretbar ist. 
 
Forderung: Festsetzung der GRZ entsprechend dem tatsächlichen Bedarf: 
 

• Die Grundflächenzahl (GRZ) wird auf 0,65 festgesetzt. 
 
Begründung: 
 

• Minimierungsgebot (§ 1a Abs. 2 BauGB): Mit Grund und Boden ist sparsam umzugehen. Die 
Festsetzung muss sich am tatsächlichen Bedarf orientieren, nicht an der rechtlich zulässigen 
Obergrenze. 

 
2.3 Beweidung als Pflegeoption konkretisieren 
Im Umweltbericht wird die „Prüfung der Pflege mittels Beweidung durch Schafe" erwähnt. Eine 
Beweidung kann ökologisch vorteilhaft sein (Strukturvielfalt, Nährstoffaustrag), sofern sie extensiv und 
zeitlich begrenzt erfolgt. Bislang fehlt jedoch ein konkretes Beweidungskonzept. 
 
Empfehlung: Falls Beweidung als Pflegeoption gewählt wird, ist ein Beweidungskonzept mit folgenden 
Inhalten vorzulegen: 
 

• Beweidungsintensität: Kurze, eher intensive Beweidungsphasen sind i.d.R. günstig, je nach 
Wüchsigkeit des Standorts ein- bis max. dreimal jährlich mit mehrwöchigen Ruheintervallen 
zwischen den Beweidungsdurchgängen (Bayerische Landesanstalt für Landwirtschaft (2015): 
Beweidung von PV-Anlagen mit Schafen) 

 

• Beweidungsdauer und -zeitpunkt: Beweidungsruhe vom 1. März bis 31. Juli (Brutzeit), 
Beweidung im Herbst (September/Oktober) zur Aushagerung 

 
2.4 Widerspruch in der Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung 

Im Umweltbericht wird mehrfach darauf verwiesen, dass für die geplante Freiflächen-
Photovoltaikanlage ein Planwert von 10 WE angenommen werden kann, da ein Bonus für 
biodiversitätsfördernde Bewirtschaftung angesetzt wird (Seite 23, 55). In der Darstellung auf Seite 54 
(Eingriffs-/Ausgleichsbilanz) wird jedoch ein Planwert von 8 WE angenommen. 
 
Begründung: 

• Dieser Widerspruch macht die Bilanzierung intransparent und nicht nachvollziehbar. Sollte der 
niedrigere Wert (8 WE) korrekt sein, entfällt der Biodiversitätsbonus. Sollte der höhere Wert 
(10 WE) korrekt sein, muss dies konsistent in der Bilanz dargestellt werden. 
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Forderung: Anpassung der Planungsunterlagen: 
 

• Klärung des korrekten Planwerts mit Begründung 
 

• Konsistente Darstellung in allen Tabellen und Textstellen 
 

3. Fazit 

Der BUND Sachsen e.V. erkennt an, dass die Planung im Vergleich zum Vorentwurf durch die 
Ausgliederung ökologisch sensibler Flächen deutlich verbessert wurde. Dennoch bestehen weiterhin 
Mängel im Hinblick auf die Rechtsverbindlichkeit von Vermeidungsmaßnahmen sowie auf die Natur- 
und Umweltverträglichkeit des Vorhabens. 
Ohne Nachbesserung der oben genannten Punkte ist die Planung aus naturschutzfachlicher Sicht nicht 
genehmigungsfähig.  
 
Der BUND Sachsen e.V. steht für konstruktive Gespräche zur Verfügung und ist gerne bereit, bei der 
Formulierung geeigneter Festsetzungen mitzuwirken. Freiflächen-Photovoltaikanlagen können – bei 
naturverträglicher Planung – einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz und zur Biodiversität leisten. Die 
vorliegenden Mängel sind durch Nachbesserungen behebbar. 
 
Wir bitten darum, die vorliegende Stellungnahme bei der weiteren Bearbeitung des Bebauungsplans zu 
berücksichtigen und stehen für Rückfragen gern zur Verfügung. 
 
 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


